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I. Bekanntmachung der Satzung der Stadt Speyer zur Änderung der 

Satzung der Stadt Speyer über die Festsetzung der Beiträge und 
Gebühren für die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassergebührensatzung) vom 17.07.1996, i.d.F. vom 14.12.2018 vom 
16.12.2022 

 
Der Stadtrat der Stadt Speyer hat am 17.11.2022 aufgrund 
 
- des § 24 Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. 

1994, 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.01.2022 
(GVBl. S. 21), 

 
- der §§ 1, 2, 3, 7, 8, 9, 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 

20.06.1995 (GVBl. 1995, 175), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.05.2022 
(GVBl. S. 207), 

 
- der §§ 1, 2 Abs. 1 und Abs. 4 des Landesabwasserabgabengesetzes 

(LAbwAG) vom 22.12.1980 (GVBl. 1980, 258), zuletzt geändert durch § 13 des 
Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 516)  

 
sowie  
 

- der §§ 3 - 17 der Satzung der Stadt Speyer über die Erhebung von Abgaben für 
die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung - Abgabensatzung 
Abwasserbeseitigung - vom 02.01.1996, in der Fassung vom 05.03.2021 

 
folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
Artikel 1 
 
§ 2  
Finanzierung der laufenden Kosten durch laufende Entgelte, Buchstabe c.)  
 
Nr. 1 ist wie folgt zu ändern: 
 
Die Gebühr für das Abwasser (Fäkalwasser) aus Hauskläranlagen und  
geschlossenen Gruben aus dem Stadtgebiet Speyer beträgt je cbm 22,57 € 
 
§ 2  
Finanzierung der laufenden Kosten durch laufende Entgelte, Buchstabe c.)  
 
Nr. 3 ist wie folgt zu ändern: 
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Die Gebühr für sonstige Abwasseranlieferungen (Fäkalwässer) aus den an Speyer 
angeschlossenen Gebietskörperschaften beträgt je cbm 6,81 € 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2023 in Kraft 
 
Speyer, den 16.12.2022 
gez. Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin 
 
Hinweis: 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen 
gelten. 

Dies gilt nicht, wenn: 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung, 
die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet, oder  

3. jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 

SWS/EBS - FB 1-110 

_______________________________________________ 
 
II. Bekanntmachung der Satzung der Stadt Speyer zur Änderung der 

Satzung über die Gebührenerhebung der Musikschule der Stadt Speyer 
vom 08.09.2017 vom 16.12.2022 

 

Auf der Grundlage von  

-  § 24 Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBI. S. 
153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.01.2022 (GVBl. 
S. 21)) 

-  in Verbindung mit 

   § 12 der Satzung der Stadt Speyer für die Musikschule der Stadt Speyer vom 
19.06.2015 

hat der Stadtrat in seiner Sitzung vom 17.11.2022 folgende Satzungsänderung 
beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 5 der Satzung über die Gebührenerhebung der Musikschule der Stadt Speyer 
vom 08.09.2017 erhält folgende Fassung: 
 
  



 

Stadt Speyer 

110/Mü 

 

Amtsblatt 16.12.2022 

 

Seite 3 

§ 5 
Gebührenhöhe 

 

1. Wöchentlicher Gruppenunterricht: 

 a) Elementare Musikpädagogik (je 45 Min.)   29,50 € / Monat 

 b) Zweiergruppe (je 25 Min. + Ens.)      36,00 € / Monat 

 c) Zweiergruppe (je 45 Min. + Ens.)      50,00 € / Monat 

 d) Dreiergruppe (je 25 Min. + Ens.)      33,00 € / Monat 

 e) Dreiergruppe (je 45 Min. + Ens.)      42,00 € / Monat 
 

2. Wöchentlicher Einzelunterricht: 

 a) 25 Minuten + Ensemble         51,00 € / Monat 

 b) 45 Minuten + Ensemble         83,00 € / Monat 

 c) 4 Schnupperstunden (4 x 30 Min.)      60,00 € / Monat 
 

3. Studienvorbereitende Ausbildung:    

 Die Gebühr pro Teilnehmer/in beträgt      15,00 € / Monat 
 (mind. 4 Teilnehmer/innen) 
 

4. Erwachsene: 

 Für Erwachsene erhöhen sich die Gebühren um   20 %. 
 

5. Kartensystem für Erwachsene / 10er - Karte: 

 Für eine 10er - Karte sind zu entrichten     32,00 € / Stunde 
 (gültig 5 Monate ab der ersten Stunde) 

 

6. Ensembles: 

 a) Als Beitrag sind zu entrichten  15,00 € / Monat 

 b) Für Ensembleteilnehmer ohne Einzelunterricht  
  gelten die Familien- und Mehrfächerermäßigungen  
  gemäß § 6 dieser Satzung. 
 

7. Instrumentenleihe: 

 Die Leihgebühr für Instrumente beträgt  

 für Förderverein - Mitglieder        14,00 € / Monat, und 
 ohne Förderverein - Mitgliedschaft       20,00 € / Monat 

 

Artikel 2 

 

Diese Änderung tritt am 01.04.2023 in Kraft. 
 
Stadtverwaltung Speyer, den 16.12.2022 
gez. Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin 
 
Hinweis: 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen 
gelten. 
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Dies gilt nicht, wenn: 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung, 
die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet, oder  

3. jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 

FB 3-360 / FB 1-110 

_______________________________________________ 
 
III. Öffentliche Zustellung 

Verfügung zur zwangsweisen Außerbetriebsetzung eines 
Kraftfahrzeuges 

 
Herrn Ersin Cadir, zuletzt wohnhaft Bahnhofstraße 108, 67346 Speyer, wird 
hiermit die Inbetriebnahme seines Kraftfahrzeuges mit dem amtl. Kennzeichen  
SP-DR 16 untersagt.  
 
Das der Verfügung zu Grunde liegende Schreiben vom 08.12.2022 kann bei der 
Stadtverwaltung Speyer, Bürgerbüro II, Industriestraße 23, Zimmer 3 oder 4, 
67346 Speyer eingesehen werden und gilt hiermit als öffentlich zugestellt.  
 

FB 2-230 

_______________________________________________ 
 
IV. Öffentliche Bekanntmachung Allgemeinverfügung - Anordnung eines 

Abbrennverbots für Feuerwerkskörper 
 
Die Stadt Speyer als Ortspolizeibehörde erlässt aufgrund von § 24 Abs. 2 der 
Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV) vom 31.01.1991 (BGBl. I 
Seite 169) in der zurzeit geltenden Fassung folgende 
 

ALLGEMEINVERFÜGUNG: 

1. Das Abschießen und Abbrennen von Feuerwerkskörpern der Kategorie F2 -
ehemals Klasse II- (Kleinfeuerwerk, z.B. Raketen, Schwärmer, Knallkörper, 
Batterien etc.) ist über das vom 02.01. bis 30.12. bestehende Abbrennverbot 
hinaus, auch am 31.12.2022 und am 01.01.2023 im Bereich des Altpörtels 
innerhalb der Grenzen Gutenbergstraße bis zum Altpörtel im Westen, 
Korngasse im Norden, und der Maximilianstraße im Süden sowie die gesamte 
Maximilianstraße bis Gebäude Maximilianstraße 90 (Alte Münze) im Osten 
einschließlich der jeweiligen Straßen-/Gehwegfläche, verboten. Der 
beiliegende Lageplan ist Bestandteil dieser Verfügung. 

2. Die sofortige Vollziehung der Verfügung wird angeordnet. 

3. Zuwiderhandlungen können nach § 46 Ziff. 9 der 1. SprengV in Verbindung 
mit § 41 Abs. 1 Ziff. 16 und Abs. 2 des Gesetzes über explosionsgefährliche 
Stoffe (Sprengstoffgesetz – SprengV) vom 10.09.2002 (BGBl. I S. 3518) in der 
derzeit geltenden Fassung als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 € geahndet werden. 
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4. Die Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 Landesverwaltungsver-
fahrensgesetz (LVwVfG) an dem auf die öffentliche Bekanntmachung 
folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 
Begründung: 

I. 
Die Speyerer Innenstadt, insbesondere der Bereich vom Platz vor dem 
Historischen Stadttor Altpörtel, über die Maximilianstraße bis zum Platz bei der 
Alten Münze wird in jeder Silvesternacht von vielen Menschen besucht, um den 
Jahreswechsel zu feiern. Dabei wird eine Vielzahl von pyrotechnischen 
Gegenständen der Kategorie F2 (Kleinfeuer-werke wie z.B. Raketen, Schwärmer, 
Knallkörper, Batterien etc.) abgefeuert und abgebrannt. Immer mehr kommt es 
dabei, auch aus alkoholbedingtem Übermut, zu einem leichtfertigen Umgang mit 
diesen pyrotechnischen Gegenständen und zu einem erheblichen Gefahrenrisiko 
für Personen, insbesondere aber für die auf dem Platz vor dem Altpörtel und dem 
Straßenzug Maximilianstraße im Rahmen des Weihnachts- und Neujahrsmarkts 
aufgebauten Holzbuden und die Schlittschuhbahn.  
 

II. 
Rechtsgrundlage für diese Anordnung ist § 24 Abs. 2 Nr. 1 der Ersten Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz. Schutzobjekte einer solchen Anordnung sind besonders 
brand-empfindliche Gebäude oder Anlagen und Schutzziel ist die Verhütung von 
Bränden durch pyrotechnische Gegenstände der Kategorie F2. Die Anordnungen 
dürfen sich räumlich nur soweit erstrecken, wie es der Schutz der besonders 
brandempfindlichen Objekte erfordert. 

Aufgrund der im Rahmen des Weihnachts- und Neujahrsmarkts vor dem Altpörtel 
und in der Maximilianstraße aufgebauten Holzbuden und der Schlittschuhbahn 
ergeben sich sowohl ein deutlich erhöhtes Risiko zur Entstehung eines Brandes 
als auch ein mögliches sehr großes potenzielles Schadensausmaß im Brandfall 
durch das Überspringen der Flammen auf die dortige enge Bebauung.  

Ob durch pyrotechnische Erzeugnisse der Kategorie F2 (Silvesterfeuerwerk) eine 
verstärkte Gefahr für die vor dem Altpörtel und auf in der Maximilianstraße 
aufgestellten Holzbuden und die Schlittschuhbahn ausgeht, hängt insbesondere 
mit der Brenndauer der Raketen, deren Temperatur und der 
Entzündungstemperatur der Auftreffflächen ab. Daher können Silvesterraketen 
aufgrund der Brenndauer, der Temperatur, die bis 2000° C erreichen kann, 
insbesondere an den besonders gefährdeten Holzbuden und der Schlittschuhbahn 
Brände auslösen. Insofern geht für die Holzbuden und die Schlittschuhbahn mit 
ihrer großen Fläche eine verstärkte Gefahr durch pyrotechnische Gegenstände der 
Kategorie F2 (Silvesterfeuerwerk) aus. 

Die Anordnung des Abbrennverbots ist geeignet, Schäden durch pyrotechnische 
Gegenstände der Kategorie F2 an den Holzbuden und der Schlittschuhbahn zu 
verhindern. Das Verbot erweist sich zudem als erforderlich, weil mildere Mittel zur 
Gefahrenabwehr nicht in Betracht kommen. Schließlich ist das Abbrennverbot 
auch angemessen und beschränkt den angesprochenen Personenkreis nicht 
unzumutbar in dessen Rechten. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass das Verbot 
nur geringfügig in das Recht auf die allgemeine Handlungsfreiheit (Artikel 2 Abs. 1 
GG) eingreift, während das geschützte Rechtsgut Eigentum (Artikel 14 GG) einen 
von der Verfassung gegebenen hohen Rang beansprucht. Bei der Abwägung der 
durch das Abbrennverbot betroffenen Interessen ist das Verbot mithin nicht 
unverhältnismäßig. Das öffentliche Interesse, Sachschäden zu verhindern, 
überwiegt das private Interesse am Abbrennen von Feuerwerkskörpern. 
Feuerwerkskörper können auch auf anderen Straßen und Plätzen im Stadtgebiet 
abgefeuert und abgebrannt werden. 
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III. 
Die sofortige Vollziehung wird im öffentlichen Interesse angeordnet. Die 
Anordnung beruht auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) in der zurzeit gültigen Fassung. Nach dieser 
Vorschrift entfällt die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs in den Fällen, in 
denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse angeordnet wurde. Der 
Abwehr der durch das Abbrennen der pyrotechnischen Gegenstände 
ausgehenden Gefahren für die auf dem Platz vor dem Altpörtel und in der 
Maximilianstraße aufgestellten Holzbuden und die Schlittschuhbahn kommt wegen 
der Bedeutung der Rechtsgüter ein besonderes Gewicht zu. Es ist daher im 
öffentlichen Interesse geboten, die sofortige Vollziehung dieser Verfügung 
anzuordnen. Der Abwendung der Brandgefahr zum Schutz der Holzbuden und der 
Schlittschuhbahn ist der Vorrang zu geben gegenüber dem privaten Interesse des 
Einzelnen. Dabei überwiegt das Interesse der Eigentümerinnen und Eigentümer 
der im Rahmen des Weihnachts- und Neujahrsmarkts aufgestellten Holzbuden 
und der Schlittschuhbahn sowie der umstehenden Gebäude, vor Brandgefahren 
durch das Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen geschützt zu werden, 
gegenüber dem nur geringfügig eingeschränkten Vergnügen, diese Gegenstände 
in der Silvesternacht in der Verbotszone abzubrennen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch bei der Stadtverwaltung Speyer (Postanschrift: Maximilianstraße 100, 
67346 Speyer) schriftlich, in elektronischer Form nach § 3 a Abs. 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes oder zur Niederschrift erhoben werden. 
 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische 
Rahmenbedingungen zu beachten und der Widerspruch ist an folgende 
Mailadresse zu richten: stv-speyer@poststelle.rlp.de Nähere Einzelheiten zu den 
technischen Rahmenbedingungen finden Sie im Internet unter www.speyer.de -> 
Impressum -> Rahmenbedingungen für elektronische Kommunikation. 
 
Stadtverwaltung Speyer, 12. Dezember 2022 
gez. Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin 
 
Anlage: Plan 
 

 
 

FB 2-210 

_______________________________________________ 
 
V. Öffentliche Ausschreibung gem. § 3 und § 12 VOB/A 
 
Die Stadt Speyer schreibt aus: 
 
Lüftungsanlage – Woogbachschule 
Vergabenummer SSPE-2022-0069 
 
a) Stadtverwaltung Speyer  

-Vergabestelle-  
Maximilianstraße 100 
67346 Speyer 
Tel. (0 62 32) 14 26 28  

mailto:stv-speyer@poststelle.rlp.de
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Fax (0 62 32) 14 24 58 
vergabe@stadt-speyer.de  

 
b) Öffentliche Ausschreibung, VOB/A 
 
c) Angebote können abgegeben werden: 

-schriftlich 
-elektronisch in Textform 

 
d) Art des Auftrags: 

Ausführung von Bauleistungen 
 
e) Ort der Ausführung: 

Woogbachschule  
Rainer-Maria-Rilke-Weg 25 
67346 Speyer 

 
f) Art und Umfang der Leistung:  

Lüftungsanlage (näheres siehe LV)  
 

g) entfällt  
 
h) Aufteilung in Lose: Nein 
 
i) Ausführungsfristen:  

Beginn der Arbeiten: ca. KW 18/2023 
Ende der Arbeiten: ca. KW 34/2023 
 

j) Nebenangebote: Nicht zugelassen 
 
k) Mehrere Hauptangebote: Nicht zugelassen 
 
l) Die Vergabeunterlagen werden elektronisch und kostenfrei zur Verfügung 

gestellt unter:  
 
AI Vergabeplattform - Administration Intelligence AG (vmstart.de) 
 
Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit dem Angebot gefordert war, werden 
nachgefordert. 

 
m) Anschrift für die Abholung des Leistungsverzeichnisses und der 

Angebotsunterlagen:  
Vergabestelle Speyer (siehe Punkt a); bitte nur vormittags und nach telef. 
Vorankündigung. 
Bei Anforderung der Unterlagen (CD) wird eine Kostenpauschale i. H. v. € 
15,00 fällig. 

 
n) entfällt 
 
o) Ablauf der Angebotsfrist: 

Abgabe der Angebote bis 18.01.2023, 10:00 Uhr 
Ablauf der Bindefrist: 17.02.2023 

 
p) Schriftliche Angebote sind zu richten an:  

siehe Buchstabe a) 
Die Abgabe elektronischer Angebote ist über die Vergabeplattform 
www.auftragsboerse.de möglich. 

 
q) Das Angebot ist in Deutsch abzufassen. 

mailto:vergabe@stadt-speyer.de
https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?function=Detail&TOID=54321-NetTender-1850659b100-20e417fcce06104c&Category=InvitationToTender
http://www.auftragsboerse.de/
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r) Zuschlagskriterium: 100 % Preis  
 
s) Eröffnungstermin: 

Mittwoch, 18. Januar 2023, 10:00 Uhr bei der Stadtverwaltung Speyer, 
Stadthaus, Maximilianstraße 100 – Zimmer 012 im Erdgeschoss – 67346 
Speyer  

 
Bieter und deren bevollmächtigte Vertreter sind berechtigt, an der Submission 
teilzunehmen.  

 
t) Sicherheitsleistungen:  

Sicherheit für die Vertragserfüllung: keine 
Sicherheit für Mängelansprüche: 3 % 

 
u) Zahlungsbedingungen: gemäß VOB/B und Vergabeunterlagen sowie 

Zahlungsbedingungen der Stadtverwaltung Speyer 
 
v) Rechtsform, die die Bietergemeinschaften nach der Auftragsvergabe haben 

muss: Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter 
 
w) Beurteilung der Eignung:  

 
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis der Eignung durch den 
Eintrag in die Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen 
e.V. (Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunternehmen ist auf 
gesondertes Verlangen nachzuweisen, dass diese präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen. 
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis der 
Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte Formblatt ''Eigenerklärung zur 
Eignung'' vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind auf gesondertes 
Verlangen die Eigenerklärungen auch für diese abzugeben. Sind die 
Nachunternehmen präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter der 
diese in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen 
e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden. 
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigenerklärungen (auch die 
der Nachunternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
''Eigenerklärung zur Eignung'' genannten Bescheinigungen zuständiger 
Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache 
abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 

 
Das Formblatt 124 - Eigenerklärung zur Eignung liegt den Vergabeunterlagen 
bei! 
 
Der Nachweis der Eignung ist entweder durch Eintragung in das 
Präqualifikationsverzeichnis für Bauunternehmen (PQ Verzeichnis) oder durch 
das ausgefüllte Formblatt 124 zu erbringen. Im Rahmen des Formblatts 124, 
das mit dem Angebot einzureichen ist, werden folgende Angaben in Form von 
Eigenerklärungen mit dem Angebot abverlangt: 

- Angaben zum Umsatz des Unternehmens der letzten 3 abgeschl. 
Geschäftsjahre 

- Eigenerklärung zu Leistungen, die mit der zu vergebenden Leistung 
vergleichbar sind (eine Referenzliste über drei vergleichbare Referenzen 
aus den letzten 5 Jahren ist mit dem Angebot vorzulegen!) 

- Eigenerklärung zu vorhandenen Arbeitskräften für die Ausführung der 
Leistung 

- Angaben zur Eintragung in das Berufsregister 
- Angaben zu Insolvenzverfahren und Liquidation 
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- Angaben, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, 
die die Zuverlässigkeit als Bieter in Frage stellt 

- Eigenerklärung zur Zahlung von Steuern, Abgaben u. Beiträgen zur 
gesetzlichen Sozialversicherung 

- Eigenerklärung zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft 
 
Falls Ihr Angebot in die engere Wahl kommt, sind folgende Erklärungen, 
Bestätigungen auf gesondertes Verlangen vorzulegen: 

- drei Referenznachweise über die Ausführung vergleichbarer Leistungen 
gem. den Vorgaben in Formblatt 124 aus den letzten fünf Jahren (bereits 
mit dem Angebot vorzulegen!!!) 

- Angaben zu Arbeitskräften in den letzten drei abgeschl. Kalenderjahren 
(mit Leitungspersonal) 

- gültige Gewerbeanmeldung 
- gültiger Handelsregisterauszug 
- gültige Eintragung in die Handwerksrolle bzw. Industrie- und 

Handelskammer 
- Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse**) 
- Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes (Bescheinigung in 

Steuersachen) *) 
- Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG des zuständigen 

Finanzamtes *) 
- Qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft *) 
 
*) mit gültiger Befristung oder, falls die Bescheinigung unbefristet erstellt 

wurde, nicht älter als 12 Monate 
**) soweit Ihr Betrieb beitragspflichtig ist 
 
Eine ausführliche Darstellung findet sich im VHB Formblatt 124, das den 
Vergabeunterlagen beiliegt. 
Die im VHB Formblatt 124 jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise sind 
auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle innerhalb einer gesetzten 
angemessenen Frist vorzulegen. Werden die von der Vergabestelle 
angeforderten Unterlagen/Nachweise nicht innerhalb dieser gesetzten Frist 
vollständig vorgelegt, wird das Angebot ausgeschlossen. 

 
x) Name und Anschrift der Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur 

Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden 
kann: 
 
ADD Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion  
-Referat 45-;  
Willy-Brandt-Platz 3;  
54290 Trier 

bzw.  

Vergabeprüfstelle beim Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau 
Stiftsstraße 9 
55116 Mainz  

(Näheres zur Vergabeprüfstelle ist den Vergabeunterlagen zu entnehmen.) 
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VI. Energieberatung der Verbraucherzentrale RLP 
Unterdach: winddicht und durchlässig 

 
Um den Dachstuhl zu schützen, wird unter den Dachziegeln in der Regel ein 
Unterdach konstruiert. Es verhindert, dass Feuchtigkeit und kalte Luft von außen in 
die Dachkonstruktion eindringen und ist vor allem dann wichtig, wenn zwischen 
den Sparren in der Dachschräge der Dämmstoff eingebaut ist. Eindringender 
Schlagregen, Schnee oder auch kalte Außenluft würden die Dämmwirkung 
reduzieren.  
 
Meist fällt bei der Unterdachkonstruktion die Entscheidung zwischen einer 
sogenannten Unterspannbahn, die Wasserdampf nach außen durchlässt oder 
einer Lage aus Schalungsbrettern, die häufig mit Bitumenpappe abgedeckt wird. 
Eine Alternative ist das Anbringen von Holzweichfaserplatten. Diese Platten 
bestehen aus zerkleinerten Holzabfällen, die mit Hilfe von heißem Wasserdampf 
und holzeigenen Inhaltsstoffen miteinander verklebt werden. Sie sind stabil, 
verhindern des Eindringen von Regen und Schnee von außen bei gleichzeitiger 
Durchlässigkeit für Wasserdampf von innen. Zusätzlich haben sie gegenüber 
Holzbrettern den Vorteil, dass sie wie eine zusätzliche Dämmstofflage oberhalb 
der Sparren wirken. 
 
Weitere Informationen zur optimalen Dachdämmung sowie zu allen Fragen des 
Energiesparens im Haus erteilt der Energieberater der Verbraucherzentrale 
Rheinland-Pfalz in einem persönlichen Beratungsgespräch nach telefonischer 
Voranmeldung. 
 
Die nächsten Beratungstermine finden am Freitag, den 06.01.23 von 9.00 – 
13.30 Uhr in Speyer statt. 
 
Die Beratung ist kostenfrei.  
 
Für weitere Informationen: 
Energietelefon Rheinland-Pfalz: 0800 / 60 75 600 (kostenfrei) 
montags von 9 bis 13 und 14 bis 18 Uhr, 
dienstags und donnerstags von 10 bis 13 und 14 bis 17 Uhr. 
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Stadtverwaltung Speyer, 16.12.2022  
 

 

Stefanie Seiler 

Oberbürgermeisterin 
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